
Zerstörte Radiostationen, geflohene Journalisten

A
m Mittwoch wurde in Burundi eine
umstrittene Präsidentschaftswahl
durchgeführt – Amtsinhaber Pierre

Nkurunziza kandidierte entgegen der Ver-
fassung für eine dritte Amtszeit. Seit April
wird das afrikanische Partnerland Baden-
Württembergs von schweren Unruhen er-
schüttert. Das ruft Erinnerungen an den 
zwölfjährigen Bürgerkrieg wach, der 2005
endete und 300 000 Tote forderte. Der
Karlsruher Entwicklungshelfer Philipp Zi-
ser berichtet über die Lage im Land.

Im Frühjahr hatte die Regierung versucht,
Mobilfunk und soziale Medien zu blockie-
ren. Wie hat sich das ausgewirkt?
Philipp Ziser: Im Laufe des Mai, als die
Demonstrationen zunahmen, hatte die Re-
gierung versucht, diese Kanäle zu stören,
weil sie natürlich merkten, dass sich der
Protest über Twitter, Facebook und What-
sapp organisierte. Was auch mal zwei oder 
drei Tage lang geklappt hat, da war dann
wirklich ein schwarzes Loch. Gewiefte In-

formatiker hatten den Burundern aber
schnell gezeigt, wie sie die Sperren umge-
hen können.

Das Regime hat im Mai mehrere Radiosta-
tionen in Brand gesetzt. Viele Journalisten 
flohen ins Ausland. Gibt es da ein Zurück zur
Normalität?
Die Zerstörung der Radios ist fatal
für Burundi. Radio ist das am meis-
ten konsumierte Medium, das
ganze Land hing zu bestimmten
Uhrzeiten am Empfänger oder 
Mobiltelefon und hörte die
Nachrichten. Deswegen gab es
auch erste große Kundgebun-
gen, nachdem der Direktor des
meistgehörten Radiosenders
RPA, Bob Rugurika, aus dem
Gefängnis entlassen
wurde. Nun sind
alle Radiosta-
tionen kaputt
– bis auf die
staatliche.

Das macht Platz für Gerüchte in ihrer
schlimmsten Form.

Wie sieht die Arbeit der Journalisten derzeit
aus?
Die geflohenen Journalisten nutzen nun in
erster Linie soziale Netzwerke. Aber seit
Kurzem gibt es auch wieder ein neu gegrün-
detes Internet-Radio. Das ist wohl eine Ko-
operation burundischer Journalisten der 
zerstörten Radiostationen. Unter großen
persönlichen Risiken arbeiten die Kollegen

der von Europa aus geförderten Wo-
chenzeitung „Iwacu“ dagegen wei-

terhin im Land selbst.

Frage: Was haben die anhaltenden Unruhen
mit den ethnischen Konflikten und vielen
Jahren Bürgerkrieg zu tun?
Der Bürgerkrieg ist von Bedeutung, die eth-
nischen Konflikte nicht. Wir haben heute 
nicht mehr die Situation manipulierter
Massen, wo die eine Seite gegen die andere
aufgehetzt wird. Wir haben eine Jugend,
die sich durch neue Kanäle informiert. Die
Menschen sind heute bereit, für ihre Rech-
te einzustehen, und dafür auch auf die Stra-
ße zu gehen. Ob es da nun um die Ethnien
der Hutu oder der Tutsi geht, das ist gar
nicht die Frage. Die Menschen haben aus
der Zeit des Bürgerkriegs gelernt, und sa-
gen, das wollen wir nicht mehr.

Ist der aktuelle Konflikt lösbar?
Wir haben es inzwischen mit einer Radika-
lisierung auf allen Seiten zu tun. Die ostaf-
rikanische Gemeinschaft hat jetzt den Prä-
sidenten Ugandas als Vermittler einge-
setzt, die UN will vermitteln. Ich hoffe, dass
es zu einer Einigung kommt. 

Wie geht es Ihrer Familie in Burundi?
Sie machen sich natürlich große Sorgen um
das Land. So wie die ganze Nation.

Das Gespräch führte Stefan Jehle.

Interview Im kleinen Burundi tobt seit Monaten ein schwerer 
Machtkampf. Ein Entwicklungshelfer schildert die Lage. 

Brüssel lobt – und Syriza murrt

W
ährend der innenpolitische
Druck auf Griechenlands Minis-
terpräsident Alexis Tsipras

steigt, erhält er demonstrative Unterstüt-
zung aus Brüssel. „Nach Monaten der Blo-
ckade machen wir zügige Fortschritte bei
der Umsetzung der Beschlüsse des Euro-
Gipfels“, lobte EU-Währungskommissar
Pierre Moscovici am Mittwoch vor der für
den späten Abend erwarteten Abstimmung
des Parlaments in Athen über das zweite
Reformpaket. „In den vergangenen zehn
Tagen haben alle Seiten ihre Verpflichtun-
gen eingehalten.“ Die Abstimmung über
das erste Reformpaket in der vergangenen 
Woche sei ein „sehr wichtiger Schritt zur
Wiederherstellung des Vertrauens der
internationalen Partner Griechenlands“ 
gewesen, so Moscovici. Zuversichtlich zeig-
te sich der Währungskommissar in Bezug
auf die Verhandlungen über das von Athen
beantragte Drei-Jahres-Hilfsprogramm.
Angestrebt werde ein Abschluss bis zum
Beginn der zweiten August-Hälfte. 

In Athen hatte Tsipras am Mittwoch er-
neut Schwierigkeiten, die von Brüssel ver-
langten Reformen durchs Parlament zu
bringen. Abermals war der Premier auf die
Stimmen der Opposition angewiesen. Weil 
ihm der linke Flügel seiner Partei Syriza die
Gefolgschaft verweigert, führt Alexis Tsi-
pras faktisch eine Minderheitsregierung,
die sich auf nur noch 123 der 300 Parla-
mentarier stützen kann. Sie operiert damit
am Rande der von der griechischen Verfas-
sung vorgeschriebenen Mindestzahl von
120 Abgeordneten. 

Um die Zustimmung des Parlaments
nicht weiter zu gefährden, hatte die Regie-
rung kurzfristig zwei weitere Reformvor-
haben von der Tagesordnung genommen.
Es ging um Gesetze zur Abschaffung der 
Frühverrentung und der Steuervorteile für
Bauern. Tsipras reagierte damit auch auf 
Vorbehalte innerhalb der Opposition. 

Moscovici kritisierte das nicht. Der
Kommissar verwies auf den Gipfelbe-
schluss, der Griechenland in diesem Punkt 

mehr Zeit lässt. Bis 22. Juli wurde lediglich
die Reform der Zivilprozessordnung ver-
langt, damit Gerichtsverfahren im Land
schneller und billiger werden. Außerdem 
eingefordert wurde die Umsetzung der EU-
Richtlinie zur Sanierung und Abwicklung
von Banken. 

Aber auch diese beiden Gesetze lösten
im Athener Parlament harte Auseinander-
setzungen vor allem innerhalb von Syriza
aus. Ein Vertreter des linken Flügels sprach
von einem „Albtraum“, den die Partei erle-
be, seitdem Tsipras die Vereinbarung mit
den Kreditgebern unterzeichnet hat. Jus-
tizminister Nikos Paraskevopoulos recht-
fertigte die umstrittenen Beschlüsse mit
der Notsituation, in der sich das Land be-
finde. Bis zuletzt ging Tsipras gegen die in-
ternen Kritiker vor. Er habe von ihnen „hel-
denhafte Stellungnahmen“ gehört, aber 
keine wirklichen Lösungsvorschläge, die er
dem griechischen Volk erklären könne.
Eine Regierungssprecherin sagte, die Spal-
tung von Syriza könnte „unausweichlich“
werden. Die Europäische Zentralbank
(EZB) erhöhte derweil den Spielraum der 
angeschlagenen griechischen Banken, in-
dem sie wie erwartet die Notfallhilfen wei-
ter aufstockte. 

Krise Wieder muss Alexis Tsipras im griechischen Parlament um ein 
Reformpaket kämpfen. Von Daniel Brössler und Mike Szymanski

D
as von Premier Benjamin Netanja-
hu vermittelte Bild, wonach ganz
Israel den vom UN-Sicherheitsrat

jetzt gebilligten Atom-Deal mit Iran für
eine Art Zeitbombe halte, stimmt so nicht.
Israelische Iran-Kenner finden, das Ab-
kommen sei unterm Strich eine vernünfti-
ge Sache. Zu ihnen gehört Meir Javedanfar,
ein iranischer Jude, der heute in Tel Aviv
lebt und am Interdisziplinären Institut in
Herzlija tätig ist. Nach seiner Überzeugung
ist Israels Wunsch, das iranische Nuklear-
programm völlig zu demontieren, unrealis-
tisch und „out of date“. Das in Wien erzielte
Abkommen sei auch keine Ausgeburt ame-
rikanischer Blauäugigkeit. „Dieser Deal ba-
siert nicht auf Vertrauen in die Iraner“, so
Javedanfar, sondern auf „Misstrauen und
Überprüfung“.

Eingefleischte Kritiker überzeugt das
nicht. Die Inspektoren der Atomaufsichts-
behörde können nun zwar die registrierten
Nuklearanlagen in Iran täglich aufsuchen,
die inoffiziellen Stätten allerdings erst
nach Voranmeldung. Die Genehmigungs-
prozedur kann bis zu 24 Tagen dauern. Do-
re Gold, Generaldirektor im Außenamt und
ein enger Vertrauter Netanjahus, sieht da-
rin „die Achillesferse“ dieses Deals. Gerade
die inoffiziellen Anlagen seien doch für

eine heimliche Weiter-
entwicklung des
Atomprogramms per-
fekt geeignet. Die lan-
ge Anmelde-Dauer las-
se den Iranern viel
Zeit, Verdachtshinwei-
se zu entfernen.
Gegenargument von
Javedanfar: Wer Kern-

waffen bauen will, braucht Nuklearmate-
rial. Und das sei selbst in winzigsten Spuren
nachweisbar. Abgesehen davon muss Iran
die Rückkehr der Sanktionen binnen 65 Ta-
ge im Falle von Zuwiderhandlungen fürch-
ten.

Ja, sagt Javedanfar, Iran wollte die
Atombombe. Ja, Iran wollte Israel bekämp-
fen. Aber Teheran betreibe Realpolitik.
Dass in den Nuklearverhandlungen China
und Russland an Seiten der USA saßen, ha-
be die Mullahs mächtig beeindruckt. Hoff-
nungen auf den großen Wandel verpasst Ja-
vedanfar allerdings einen Dämpfer. In dem
Deal gehe es um Atomfragen und weiter
nichts.

Iran-Experte Javedanfar rechnet damit,
dass das Regime rund um das geistliche 
Oberhaupt Ali Chamenei jetzt versuchen
wird, die populäre Regierung von Hassan
Ruhani zu schwächen. „Chamenei brauch-
te Ruhani, um die Sanktionen loszuwerden,
aber wegen der Konzessionen an den Wes-
ten wird er ihn den Löwen vorwerfen.“

Israel indes sieht einen „Silberstreif“, so
Dore Gold: Durch die Gegnerschaft zu Iran
ist eine gewisse Annäherung zu Saudi-Ara-
bien entstanden: dem sunnitischen Gegen-
pol zur schiitischen Großmacht. Das frei-
lich wiegt nicht Netanjahus Zerwürfnis mit
Barack Obama auf – „ein Geschenk, das
Chamenei in den Schoss fiel“, meint Meir
Javedanfar. Er weiß Rat, um dieses Miss-
verhältnis auszugleichen. Israel müsste
nur den Palästinensern ein ernsthaftes
Friedensangebot machen. Für Chamenei 
wäre das ein schwerer Schlag, für Obama 
ein Lohn aller Mühen. Aber dafür müsste 
Netanjahu über seinen Schatten springen.

Jerusalem Manch ein Experte 
sieht Positives an der Einigung 
mit dem Iran. Von Inge Günther

Nicht alle 

Israelis geißeln 

den Atom-Deal

E
igentlich wirkt die Innenstadt von
Kiew in der Ferienzeit an den Aben-
den wie ausgestorben: Doch am

Dienstag versammelten sich nach Schät-
zungen ukrainischer Medien zwischen 
1500 bis 4000 uniformierte und teils be-
waffnete Anhänger der paramilitärischen 
Gruppe des Rechten Sektors im Stadtzent-
rum. Ihr Anführer Dmitri Jarosch kündigte
ein landesweites Referendum zur Abset-
zung der Kiewer Zentralregierung an.

Es war ein durchaus verstörender Auf-
marsch: Verschiedene Redner forderten
die Verhängung des Kriegsrechts und die
Legalisierung aller Freiwilligen-Verbände,
die in der Ost-Ukraine kämpfen.

Der Rechte Sektor hält seit fast zwei Wo-
chen die ukrainischen Sicherheitskräfte
auf Trab, weil ein Teil der Gruppe in Mukat-
schewe, einer Stadt in der westukraini-
schen Region Transkarpatien, nach eige-
nen Angaben gegen den organisierte
Schmugglerbanden kämpft. Nach Ansicht
vieler politischer Beobachter geht es der
Gruppe jedoch um die Destabilisierung des
Landes, und schlussendlich eine Macht-
übernahme in Kiew. Der Rechte Sektor ruft
ganz offen zum Sturz von Ministerpräsi-
dent Arsenij Jazenjuk und Präsident Petro
Poroschenko auf. In ihren Augen vertritt
die gewählte Führung nicht die Interessen
der Ukraine.

Warum die Kiewer Regierung den stun-
denlangen Aufmarsch des Rechten Sektors
zulässt, bleibt offen. Dabei ist Dmitri Ja-
rosch kein Unbekannter: Er gehörte wäh-
rend der Maidan-Proteste zu denen, die
Gewalt provozierten. Auch Volodimir Pa-
rasjuk zählte dazu – wie Jarosch ist der 28-
Jährige seit Oktober vergangenen Jahres
Parlamentsabgeordneter. Der Kämpfer
beim Freiwilligen-Bataillon Dnipro I ver-
sprach seinen Anhänger auf dem Maidan, 

den Freiwilligen-Bataillonen die gleichen 
Rechte wie ukrainischen Soldaten zu ver-
schaffen.

Einige der beteiligten Gruppen haben
sich in den vergangenen Monaten zwar frei-
willig in die ukrainische Armee eingeglie-
dert, doch der Rechte Sektor lehnt das ab. 
Etliche Mitglieder scheuen sich nicht, ult-
ranationalistische Ansichten zu vertreten,
einige bekennen sich offen als Neonazis. 

Doch bei genauerer Betrachtung kom-
men Zweifel auf. Die Zeitung „Apostroph“
zog vor geraumer Zeit bereits Parallelen 
zur Partei „Swoboda“. Deren Mitglieder
traten teils rechtsradikal und antisemi-
tisch auf. Doch die Partei verlor genau in
dem Moment ihre Anhänger, als der Rech-

te Sektor sich manifestierte – Anfang 2015,
als die Maidan-Proteste ihren friedlichen
Charakter verloren. Die Swoboda-Partei
stand immer im Verdacht, von Russland fi-
nanziert und von bestimmten Stellen, et-
wa Teilen der Staatsanwalt-
schaft und der Sicherheitsbe-
hörden in der Ukraine, ge-
deckt zu werden. 

Ähnliches zeigt sich nun
beim Rechten Sektor. Wieso
wurde Dmitri Jarosch erlaubt,
für das Parlament zu kandidieren? Der 41-
Jährige, im ostukrainischen Dniprope-
trowsk Geborene, hatte sich noch während
der Sowjetzeit einer Vereinigung ukraini-
scher Nationalisten angeschlossen – ob-

wohl er zu diesem Zeitpunkt eine Ausbil-
dung bei der Roten Armee erhielt. Für Ex-
perten ist das ein Hinweis, dass Jarosch ein
Verbindungsmann des sowjetischen Ge-
heimdienstes KGB gewesen sein könnte.

Unverständlich ist auch, wie-
so ihn der Generalstab der uk-
rainischen Streitkräfte An-
fang dieses Jahres als Berater
einstelle.

Der Rechte Sektor hat an-
gekündigt, das Referendum

nun in allen Teilen der Ukraine vorzuberei-
ten. Bis Sonntag tagt die Führung noch im
Oktober-Palast. Dort hatte die Swoboda-
Partei während der Maidan-Proteste eben-
falls ihr Hauptquartier. 

Die Ukraine rätselt über den Rechten Sektor

Anhänger ultranationalistischer Gruppen wie des sogenannten Pravy Sektor marschieren im Westen der Ukraine auf. Foto: AFP

Konflikt Wer steht wirklich hinter 
den Ultranationalisten, die in der 
Ukraine immer selbstbewusster 
auftreten? Von Nina Jeglinski

Türkei

PKK tötet aus Rache

zwei Polizisten 

Die verbotene kurdische Arbeiterpartei
PKK hat sich zum Mord an zwei Polizisten
in der südtürkischen Provinz Sanliurfa be-
kannt. Bei der Tat handele es sich um eine
Vergeltung für den Anschlag im nahe gele-
genen Suruc, hieß es in einer Erklärung des
militärischen Arms der PKK (HPG). Die 
Organisation unterstellte den getöteten
Polizisten eine Zusammenarbeit mit der 
Terrormiliz IS. Die beiden Beamten waren
am Mittwoch nahe der türkischen Grenze
erschossen aufgefunden worden. 

Die türkische Polizei will den Selbst-
mordattentäter identifiziert haben, der bei
dem Anschlag am Montag in Suruc 32 Men-
schen mit in den Tod riss. Es soll sich um
einen türkischen Kurden handeln, der sich
offenbar der Terrormiliz Islamischer Staat
(IS) angeschlossen hat. Der Anschlag galt
einer Gruppe von etwa 300 jungen Leuten,
überwiegend Kurden, die beim Aufbau der
syrischen Kurdenstadt Kobane helfen woll-
ten. Die Regierung sperrte am Mittwoch
den Kurznachrichtendienst Twitter, nach-
dem dort Bilder des Anschlags und Protest-
aufrufe aufgetaucht waren. öhl/dpa

IN BURUNDI VERWURZELT 

Entwicklungshelfer Philipp Ziser
(32), ging nach dem Studium

2006 „zunächst für ein Jahr“ nach
Burundi – und blieb acht Jahre. Er

half Kinderheime und Schulen aufzu-
bauen. Nun arbeitet er für zwei Ent-

wicklungsorganisationen und
ist mit einer Burunderin

verheiratet. Er hat zwei
Bücher über das Land
geschrieben und lebt
wieder in Karlsruhe.

„Dieser Deal 
basiert nicht 
auf Vertrauen 
in die Iraner.“
Meir Javedanfar, 
Interdisziplinäres 
Institut in Herzlija

Fo
to

: S
tZ

Syrien

Drei Journalisten vermisst
Die spanische Regierung hat bestätigt, dass 
drei Journalisten des Landes in Nordsyrien ver-
misst werden. Man unternehme alles, um die 
Männer ausfindig zu machen, sagte Außenmi-
nister José Manuel García-Margallo am Mitt-
woch. Der spanische Journalistenverband FA-
PE hatte am Dienstag mitgeteilt, dass es von 
den drei Männern bereits seit dem 12. Juli kein 
Lebenszeichen mehr gebe. Ob es sich um eine 
Entführung handele, sei derzeit nicht klar. dpa

Norwegen

Gedenken an Breivik-Attentat
Vier Jahre nach den Terrorangriffen in Utøya 
und Oslo hat Norwegen am Mittwoch der 77 
Opfer gedacht. Der 22. Juli 2011 werde immer 
als schwarzer Tag in der Geschichte des Lan-
des im Gedächtnis bleiben, sagte Ministerprä-
sidentin Erna Solberg bei einer Kranzniederle-
gung vor einem neuen Gedenkzentrum in Oslo. 
Der Rechtsextremist Anders Behring Breivik 
hatte auf der Insel Utøya ein Sommerferienla-
ger der Jungsozialisten überfallen und 69 Men-
schen erschossen. AP

Kurz berichtet

Werden Teile des 
Rechten Sektors 
von Russland 
unterstützt?
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